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352. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Abkommens
über die Errichtung einer Europäischen Orga-

nisation für kernphysikalische Forschung

Nach Mitteilung des Generaldirektors der
Organisation der Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur hat Finnland am
28. Dezember 1990 seine Beitrittsurkunde zum
Abkommen über die Errichtung einer Europäischen
Organisation für kernphysikalische Forschung
(BGBl. Nr. 41/1960, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 157/1986) hinterlegt.

Einer weiteren Mitteilung des Generaldirektors
der UNESCO zufolge hat Jugoslawien dieses
Abkommen mit Wirkung vom 31. Dezember 1961
gekündigt.

Vranitzky

353. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich der Europäischen

Charta der lokalen Selbstverwaltung

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Annahmeurkunden zur
Europäischen Charta der lokalen Selbstverwaltung

(BGBl. Nr. 357/1988, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 318/1989) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung der

Ratifikations- bzw.
Annahmeurkunde:

Finnland 3. Juni 1991
Griechenland 6. September 1989
Island 25. März 1991
Italien 11. Mai 1990
Niederlande (für das

Königreich in Europa) 20. März 1991
Portugal 18. Dezember 1990
Schweden 29. August 1989

Nachstehende Staaten haben anläßlich der
Hinterlegung ihrer Ratifikations- bzw. Annahmeur-
kunden folgende Erklärungen abgegeben:

Griechenland:

Griechenland sieht die Bestimmungen der Arti-
kel 5, 7 Abs. 2, 8 Abs. 2 und 10 Abs. 2 der Charta als
nicht bindend für sich an.

Italien:

Gemäß Art. 12 Abs.. 2 erklärt Italien, die Charta
in ihrer Gesamtheit für sich als bindend anzusehen.

Niederlande:

Gemäß Art. 12 Abs. 2 der Charta erklärt das
Königreich der Niederlande, Art. 7 Abs. 2, Art. 8
Abs. 2, Art. 9 Abs. 5 und Art. 11 der Charta für sich
nicht als bindend anzusehen. Gemäß Art. 13 erklärt
das Königreich der Niederlande, die Bestimmungen
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der Charta auf Provinzen und Stadtgemeinden zu
beschränken.

Im Hinblick auf Art. 6 Abs. 2 der Charta ist die
Regierung des Königreichs der Niederlande der
Ansicht, daß im Rahmen der Charta nur Art. 9 für
den Bereich der Finanzmittel der Gebietskörper-
schaften zum Tragen kommt. Dies bedeutet, daß
diese Körperschaften keinerlei finanzielle Forde-
rungen auf Grund der Bestimmungen des Art. 6
Abs. 2 der Charta bei der Zentralregierung geltend
machen können. Laut Regierung des Königreichs
der Niederlande geht die niederländische Gesetzge-

bung mit Wortlauten und Inhalt des Art. 6 Abs. 2
der Charta konform.

Schweden:

Gemäß den Bestimmungen in Art. 13 beabsichtigt
Schweden, den Geltungsbereich der Charta auf
nachstehende lokale und regionale Gebietskörper-
schaften zu beschränken: Gemeinden (Kommuner),
Grafschaftsräte (Landstingskommuner).

Vranitzky

354. Übereinkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und den Vereinten
Nationen anläßlich der 34. Tagung des Komitees der Vereinten Nationen für die friedliche

Nutzung des Weltraums

(Übersetzung)

VEREINTE NATIONEN
3. April 1991

Herr Botschafter,

ich habe die Ehre, mich auf die Maßnahmen für
die 34. Tagung des Komitees der Vereinten
Nationen zur friedlichen Nutzung des Weltraums
vom 27. Mai bis 7. Juni 1991 in Graz, Österreich,
zu beziehen. Mit der vorliegenden Note ersuche ich
um die Zustimmung Ihrer Regierung zu den
folgenden Maßnahmen:

Die Maßnahmen für die Tagung stehen in
Übereinstimmung mit der Resolution 40/243, Ab-
satz 5, der Generalversammlung der Vereinten
Nationen, die vorsieht, daß Tagungen von Organen
der Vereinten Nationen außerhalb ihres Amtssitzes
im Staatsgebiet der einladenden Regierung abgehal-
ten werden können, wenn diese nach Rücksprache
mit dem Generalsekretär der Vereinten Nationen
zustimmt, die direkt oder indirekt entstehenden
Kosten zu tragen.

Ich möchte daher folgende Bedingungen vor-
schlagen:

(a) Die Teilnahme an der Tagung wird den
folgenden Personen offenstehen:

(i) Vertretern der 53 Mitgliedsstaaten des
Komitees der Vereinten Nationen zur
friedlichen Nutzung des Weltraums

(ii) Bediensteten der Vereinten Nationen
und der SpezialOrganisationen, die zur
Teilnahme an der Tagung eingeladen
sind

(iii) Beobachtern von Staaten, die keine
Mitglieder des Komitees sind und die zur
Teilnahme an der Tagung eingeladen
sind
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(iv) Beobachtern von interessierten zwi-
schenstaatlichen oder nichtstaatlichen
Organisationen, die zur Teilnahme am
Komitee Beobachterstatus erhalten ha-
ben

(v) Anderen Personen, die die Vereinten
Nationen zur Teilnahme einladen; und

die Teilnahme an öffentlichen Sitzungen der
Tagung wird auch Medienvertretern, die bei
den Vereinten Nationen akkreditiert sind,
nach deren Ermessen und nach Absprache mit
der österreichischen Regierung, ermöglicht;

(b) Die österreichische Regierung wird auf ihre
Kosten die erforderlichen Räumlichkeiten,
Einrichtungen, Dienstleistungen und Liefe-
rungen zur Verfügung stellen, einschließlich
der Konferenzsäle, Büros, Arbeitsräume und
dazu gehörige Einrichtungen. Darüber hinaus
wird die österreichische Regierung

(i) die genannten Räumlichkeiten in einer
Weise ausstatten, einrichten und instand-
halten, die die Vereinten Nationen für
geeignet zur Durchführung der Tagung
halten. Die Konferenzräume werden mit
einer Anlage für Simultanübersetzungen
zwischen den sechs offiziellen Sprachen
der Vereinten Nationen sowie mit
Einrichtungen für Presse-, Fernseh-,
Radio- und Filmarbeiten in dem von den
Vereinten Nationen gewünschten Aus-
maß ausgestattet. Die Räumlichkeiten
werden den Vereinten Nationen wäh-
rend der Tagung 24 Stunden täglich,
bereits vier Tage vor der Tagung und bis
zu maximal zwei Tage nach der Tagung
zur Verfügung stehen;

(n) einen Konferenzbereich zur Verfügung
stellen, der die Möglichkeit zur Benüt-
zung von Bank-, Post-, Telefon-, Telex-
und Telefaxdiensten ebenso bietet wie
Möglichkeiten zu essen, ein Reisebüro
und eine Servicestelle, die im Einverneh-
men mit den Vereinten Nationen ausge-
stattet wird;

(iii) die notwendigen Dienstleistungen zur
Verfügung stellen, einschließlich lokaler
Telefongespräche des Sekretariats des
Komitees zur friedlichen Nutzung des
Weltraums und seine Telex-, Telefax-
und Telefonverbindungen mit dem
Amtssitz der Vereinten Nationen in New
York oder anderen Amtssitzen oder
Büros der Vereinten Nationen, wenn
solche Verbindungen vom Sekretär des
Komitees genehmigt sind;

(iv) für Transport- und Versicherungskosten
von einem Amtssitz der Vereinten
Nationen zum Konferenzort und zurück
für Ausstattung und Gegenstände der
Vereinten Nationen, die für einen
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reibungslosen Ablauf der Tagung erfor-
derlich sind, aufkommen;

(c) Die Regierung wird den Tagungsteilnehmern
dabei behilflich sein, passende Unterbringung
in Hotels oder Privatunterkünften zu ange-
messenen Preisen zu finden;

(d) Die Regierung sorgt dafür, daß den Tagungs-
teilnehmern Transportmittel für Fahrten
zwischen dem Flughafen Wien, den wichtig-
sten Hotels und dem Tagungsbereich zur
Verfügung stehen. Die Regierung stellt
erforderlichenfalls dem Sekretariat des Welt-
raumausschusses ein Fahrzeug zur Verfü-
gung;

(e) Sur-place Personal wird zur Verfügung
gestellt, einschließlich:

(i) der Bestellung eines Verbindungsbeam-
ten, der im Einvernehmen mit den
Vereinten Nationen für die Durchfüh-
rung der für die Tagung erforderlichen
administrativen und personellen Maß-
nahmen verantwortlich ist;

(ii) der Einstellung einer angemessenen
Anzahl von Büro- und Schreibkräften,
Kanzleibeamten, Personal für die Vertei-
lung und Vervielfältigung von Doku-
menten, Konferenzbeamten, Portieren,
Boten, zweisprachigem Empfangsperso-
nal, Telefonisten, Reinigungspersonal
und Handwerker, soweit sie für einen
angemessenen Ablauf der Versammlung
erforderlich sind, durch die Vereinten
Nationen im Einvernehmen mit der
österreichischen Regierung. Ein Teil des
Personals steht, soweit es von den
Vereinten Nationen als notwendig
erachtet wird, mindestens vier Tage vor
der Eröffnung der Tagung und erforder-
lichenfalls bis zu zwei Tage nach der
Tagung zur Verfügung;

(f) Die finanziellen Regelungen umfassen die
finanziellen Verpflichtungen aus diesem Ab-
kommen. Die vorläufig geschätzten Kosten
von etwa 210 400 US $ beinhalten, ohne
darauf beschränkt zu sein, zusätzliche Reise-
und Personalkosten für Bedienstete der
Vereinten Nationen, die zur Vorbereitung
oder Teilnahme an der Tagung des Komitees
zur friedlichen Nutzung des Weltraums
eingesetzt werden, sowie die Transportkosten
für notwendige Ausstattung und Materialien.
Regelungen für Reisen von Bediensteten der
Vereinten Nationen, die die Tagung des
Komitees für die friedliche Nutzung des
Weltraums vorbereiten oder an ihr teilneh-
men, sowie für den Transport von notwendi-
ger Ausstattung und Materialien werden vom
Sekretariat gemäß den Vorschriften und
Richtlinien für Bedienstete der Vereinten
Nationen sowie nach der administrativen
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Praxis hinsichtlich Reisegebühren, Gepäcks-
gebühren, und sonstiger Spesen getroffen;

(g) Die österreichische Regierung wird den
Vereinten Nationen nicht später als am
26. April 1991 den Betrag von 210 400 US $,
das sind die oben angeführten geschätzten
Gesamtkosten, überweisen. Falls notwendig,
wird die österreichische Regierung weitere
von den Vereinten Nationen benötigte
Teilzahlungen leisten, sodaß die Vereinten
Nationen zu keinem Zeitpunkt die in die
Verantwortlichkeit der Regierung fallenden
zusätzlichen Kosten aus ihren Kassenbestän-
den finanzieren müssen.

(h) Nach Beendigung der Tagung des Komitees
für die friedliche Nutzung des Weltraums
werden die Vereinten Nationen der österrei-
chischen Regierung eine detaillierte Abrech-
nung der angefallenen tatsächlichen Kosten
vorlegen, die von der Regierung gemäß
Resolution 40/243 getragen werden. Auf
Grundlage dieser detaillierten Abrechnung
werden die Vereinten Nationen der österrei-
chischen Regierung den nicht verwendeten
Betrag der Anzahlung und Vorschüsse
rückerstatten. Sollten die tatsächlichen Ko-
sten den Betrag der Anzahlung übersteigen,
wird die österreichische Regierung die ausste-
hende. Differenz binnen drei Monaten nach
Erhalt der detaillierten Abrechnung beglei-
chen. Die Endabrechnungen werden einer
Rechnungsprüfung gemäß den Finanziellen
Vorschriften und Richtlinien der Vereinten
Nationen, die Endberichtigung der Abrech-
nung allfälligen Feststellungen auf Grund der
vom Rechnungsprüfungsrat vorgenommenen
Rechnungsprüfung unterliegen.

Weiters schlage ich vor, daß die folgenden
Bedingungen, wie sie von den Vereinten Nationen
in der Vergangenheit bei ähnlichen Anlässen
angewendet wurden, auch für diese Tagung des
Komitees für die friedliche Nutzung des Weltraums
gelten:

(a) Gemäß Artikel I Absatz 1 des Abkommens
zwischen der Republik Österreich und den
Vereinten Nationen über den Amtssitz der
Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung (UNIDO) und an-
derer Ämter der Vereinten Nationen im
Internationalen Zentrum Wien vom 17. Jän-
ner 1981 sind die Bestimmungen des
UNIDO-Amtssitzabkommens vom 13. April
1967 mutatis mutandis auf die 34. Tagung des
Komitees für die friedliche Nutzung des
Weltraums anzuwenden. Das Übereinkom-
men über die Privilegien und Immunitäten der
Vereinten Nationen ist ebenso auf die Tagung
des Komitees anzuwenden.

(b) (i) Den Vertretern der Mitgliedsstaaten des
Komitees für die friedliche Nutzung des

209
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Weltraums und den Beobachtern aus
Staaten, die nicht Mitglieder des Ko-
mitees sind, werden jene Privilegien und
Immunitäten zugestanden, die in Ab-
schnitt 23, Artikel XI des UNIDO-
Amtssitzabkommens vorgesehen sind.
Bediensteten der Vereinten Nationen,
die an der Tagung teilnehmen oder in
amtlicher Funktion für die Tagung tätig
sind, werden jene Privilegien und Immu-
nitäten zugestanden, die in den Artikeln
V und VII des Übereinkommens über die
Privilegien und Immunitäten der Verein-
ten Nationen vorgesehen sind. Bedien-
steten von SpezialOrganisationen, die an
der Tagung des Komitees teilnehmen,
werden jene Privilegien und Immunitä-
ten zugestanden, die in den Artikeln VI
und VIII des Übereinkommens über die
Privilegien und Immunitäten der Spezial-
Organisationen vorgesehen sind.

(ii) Von der österreichischen Regierung zur
Verfügung gestelltes sur-place Personal,
mit Ausnahme des stundenweise beschäf-
tigten Personals, genießt Befreiung von
jeglicher Jurisdiktion in bezug auf die
von ihnen in Ausübung ihrer amtlichen
Funktion im Zusammenhang mit der
Tagung gesetzten Handlungen. Diese
Befreiung findet jedoch im Fall eines von
einem Land-, Wasser- oder Luftfahrzeug
verursachten Unfalls keine Anwendung.

(c) Alle Teilnehmer und alle anderen Personen,
die für das Seminar tätig sind, haben das
Recht auf ungehinderte Einreise nach und
Ausreise aus Österreich. Allenfalls erforderli-
che Sichtvermerke werden gebührenfrei und
unverzüglich erteilt.

(d) Die österreichische Regierung wird die
Vereinten Nationen und ihre Bediensteten
hinsichtlich aller Klagen, Forderungen und
anderer Ansprüche klaglos halten, die aus
folgendem entstehen:

(i) Verletzung von Personen oder Beschädi-
gung oder Verlust von Sachen in den von
der Regierung zur Verfügung gestellten
oder kontrollierten Räumlichkeiten;

(ii) von Ihrer Regierung zur Verfügung
gestellte Transportmittel;

(iii) Beschäftigung des von der österreichi-
schen Regierung für die Tagung zur
Verfügung gestellten sur-place Perso-
nals;

und die österreichische Regierung wird die
Vereinten Nationen und ihre Bediensteten
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hinsichtlich solcher Klagen, Forderungen und
Ansprüche schadlos halten;

(e) Jegliche Meinungsverschiedenheit zwischen
den Vereinten Nationen und der österreichi-
schen Regierung betreffend die Auslegung
oder Anwendung dieses Abkommens, die
nicht durch Verhandlung oder eine andere
Art der Beilegung beigelegt werden kann,
wird auf Verlangen einer der beiden Parteien
zur endgültigen Entscheidung an ein Gericht
von drei Schiedsrichtern verwiesen, von denen
einer vom Generalsekretär der Vereinten
Nationen, einer von der österreichischen
Regierung ausgewählt wird und der dritte, der
den Vorsitz führen soll, von den beiden
anderen ernannt wird. Wenn eine der
Parteien nicht innerhalb von 60 Tagen,
nachdem die andere Partei den Namen ihres
Schiedsrichters bekanntgegeben hat, einen
Schiedsrichter bestellt, oder wenn die beiden
ersten Schiedsrichter sich nicht innerhalb von
60 Tagen nach ihrer Bestellung auf einen
dritten Schiedsrichter einigen können, wird
die Bestellung vom Präsidenten des Interna-
tionalen Gerichtshofs auf Ersuchen einer der
beiden Streitparteien vorgenommen. Mei-
nungsverschiedenheiten, die Fragen des Über-
einkommens über die Privilegien und Immu-
nitäten der Vereinten Nationen betreffen,
werden gemäß Abschnitt 30 dieses Überein-
kommens behandelt.

Ich schlage weiters vor, daß nach Eintreffen Ihrer
bestätigenden Antwortnote dieser Notenwechsel ein
Übereinkommen zwischen den Vereinten Nationen
und der österreichischen Bundesregierung darstellt,
mit dem Datum Ihrer Antwortnote in Kraft tritt und
für die Dauer der Tagung und für jene zusätzliche
Zeit gültig bleibt, die für die vollständige Durchfüh-
rung der Bestimmungen dieses Abkommens erfor-
derlich ist.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, die Versiche-
rung meiner vorzüglichen Hochachtung.

Vasiliy Safronchuk

Untergeneralsekretär
Abteilung für politische Angelegenheiten und

für Angelegenheiten des Sicherheitsrats

S. E. Herrn
Peter Hohenfellner
ao. und bev. Botschafter
Ständiger Vertreter bei
den Vereinten Nationen

809 United Nations Plaza, 7. Stock
New York 10017
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(Übersetzung)

DER STÄNDIGE VERTRETER ÖSTERREICHS BEI
DEN VEREINTEN NATIONEN

New York, 23. Mai 1991

Zl. 201.005/65-A/91

Herr Generalsekretär!
Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom 3.

April 1991 zu bestätigen, die folgenden Inhalt hat:

(es folgt der Text der Übersetzung der Eröffnungs-
note ins Deutsche)

Ich beehre mich zu bestätigen, daß Ihre Note und
meine Antwortnote ein Übereinkommen zwischen
der österreichischen Bundesregierung und den
Vereinten Nationen darstellen, das mit dem Datum
dieser Antwort in Kraft tritt und für die Dauer der
Tagung und für jene zusätzliche Zeit gültig bleibt,
die für die vollständige Durchführung der Bestim-
mungen dieses Abkommens erforderlich ist.

Genehmigen Sie, Herr Generalsekretär, die
Versicherung meiner vorzüglichen Hochachtung

Peter Hohenfellner
Ständiger Vertreter

Österreichs
bei den Vereinten Nationen

Herrn Vasiliy S. Safronchuk
Untergeneralsekretär
Abteilung für Politische Angelegenheiten und Angelegen-
heiten des Sicherheitsrats
Vereinte Nationen

New York

Vranitzky

355.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

2.. Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

BESCHLUSS DES RATES
Nr. 3/1990

(in der 13. Sitzung am 18. Mai
1990 gefaßt)
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ÄNDERUNG DES AN-
HANGS H DES ÜBEREIN-

KOMMENS
DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 12bis, Ab-
satz 3 des Übereinkommens

BESCHLOSSEN:

I. Anhang H des Übereinkom-
mens wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 lautet wie folgt:

„Die Mitgliedstaaten werden
dem Rat zum frühestmöglichen
Zeitpunkt Entwürfe techni-
scher Vorschriften und Ent-
würfe zu Änderungen hiezu
bekanntgeben, die sie zu erlas-
sen beabsichtigen."

2. Unterabsatz b von Artikel 2
lautet wie folgt:
,,b) ,Technische Vorschrift':

technische Spezifikationen,
einschließlich der einschlä-
gigen Verwaltungsbestim-
mungen, deren Einhaltung
de jure oder de facto im
Falle des Vertriebes oder der
Benützung in einem Mit-
gliedstaat oder eines we-
sentlichen Teiles hievon ver-
bindlich sind, mit Ausnahme
jener, die von lokalen Be-
hörden erlassen werden;"

3. Der frühere Unterabsatz d
von Artikel 2 wird gestrichen und
der frühere Unterabsatz e wird
nun Unterabsatz d.

4. Unterabsatz a des Absatzes 1
von Artikel 3 lautet wie folgt:

,,a) den gesamten Text des Ent-
wurfes der technischen Vor-
schrift in der Originalspra-
che und entweder eine kom-
plette Übersetzung oder
eine Zusammenfassung in
Englisch zu enthalten; falls
erforderlich, ist ein kom-
pletter Text der der Vor-
schrift zugrundeliegenden
gesetzlichen Bestimmungen
beizuschließen, falls die
Kenntnis eines solchen Tex-
tes zur besseren Einschät-
zung der Tragweite der
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technischen Vorschrift not-
wendig ist."

5. Artikel 6 lautet wie folgt:

„In einer weiteren Notifika-
tion, die den endgültigen Text
der technischen Vorschrift in
der Originalsprache beinhaltet,
ist darauf hinzuweisen, inwie-
weit es möglich ist, eine etwaige
von anderen Mitgliedstaaten
vorgebrachte Stellungnahme zu
berücksichtigen, und ob im
Vergleich zum notifizierten
Entwurf etwaige inhaltliche
Änderungen vorgenommen
wurden und mit welchem Da-
tum die Vorschrift in Kraft
tritt."

II. Dieser Beschluß tritt am 1. Juli
1990 in Kraft.

III. Der Generalsekretär wird den
Text dieses Beschlusses bei der
Regierung Schwedens hinterlegen.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 15. Mai 1991 bei der Regierung Schwedens hinterlegt.

Vranitzky

356.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Briefwechsel zwischen dem Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten der Republik
Österreich und dem Generaldirektor der Weltorganisation für geistiges Eigentum betreffend die

Fortführung von Diensten des INPADOC durch das Österreichische Patentamt

DER BUNDESMINISTER FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 28. Mai 1991

Herr Generaldirektor,

Ich beehre mich zu bestätigen, daß wir über
folgende Änderungen in der Anwendung des am



129. Stück - Ausgegeben am 5. Juli 1991 - Nr. 356 1697

2. Mai 1972 in Wien unterzeichneten Vertrages
zwischen der Republik Österreich und der Weltor-
ganisation für geistiges Eigentum in Genf über die
Errichtung eines Internationalen Patentdokumenta-
tionszentrums *) (in der Folge „der Vertrag aus
1972" genannt) Einigung erzielt haben:

(1) Die in Art. II und III des Vertrages aus 1972
beschriebenen Dienste werden den nationalen
Zentralbehörden für den gewerblichen Rechts-
schutz jedes Mitgliedstaates der Weltorganisation
für geistiges Eigentum (in der Folge „WIPO"
genannt) durch das Patentamt der Republik
Österreich (in der Folge „Österreichisches Patent-
amt" genannt) anstelle des Internationalen Patent-
dokumentationszentrums (INPADOC) erbracht,
wann immer eine solche nationale Zentralbehörde
nicht in der Lage ist oder nicht wünscht, ein
Vertragsverhältnis betreffend die Erbringung sol-
cher Dienste mit dem Europäischen Patentamt
(EPA) zu schließen.

(2) Die Republik Österreich wird dafür Sorge
tragen, daß die bibliographischen Daten von
Patentdokumenten, die von einer nationalen Zen-
tralbehörde eines Mitgliedstaates der WIPO erstellt
wurden, die solche Daten dem Österreichischen
Patentamt oder dem Europäischen Patentamt
zuleitet, in die Datenbank des Europäischen
Patentamtes aufgenommen werden.

(3) Die Bedingungen für die Erbringung der
unter Abs. (1) genannten Dienste wird Gegenstand
separater Vereinbarungen zwischen dem Österrei-
chischen Patentamt und der interessierten nationa-
len Zentralbehörde sein, wobei davon ausgegangen
wird, daß solche Bedingungen im wesentlichen den
derzeit zwischen der nationalen Zentralbehörde
und INPADOC bestehenden Bedingungen glei-
chen.

(4) Die in Art. IV des Vertrages aus 1972
beschriebene Unterstützung wird von Seiten der
WIPO dem Österreichischen Patentamt gewährt
werden.

(5) Der Präsident des Österreichischen Patentam-
tes und der Generaldirektor der WIPO oder ihre
Vertreter werden periodisch zusammentreffen, um
die Anwendung des Vertrages aus 1972 und die
Änderungen in der Anwendung dieses Vertrages
wie durch diesen Brief festgelegt, zu überprüfen.

(6) Die in diesem Brief beschriebenen Vereinba-
rungen treten mit jenem Tag in Kraft, an dem
INPADOC zu existieren aufhört und bleiben in
Kraft bis zu einer Kündigung des Vertrages aus
1972 oder bis zu jenem Zeitpunkt, in dem von den
oben angeführten Absätzen 1 bis 5 abweichende
Bedingungen zwischen dem Österreichischen Pa-
tentamt und der WIPO festgelegt werden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 414/1973
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Sollte die hier dargelegte Vorgangsweise Ihre
Zustimmung finden, beehre ich mich vorzuschlagen,
daß dieses Schreiben und Ihr zustimmendes
Antwortschreiben eine Vereinbarung zwischen der
Republik Österreich und der Weltorganisation für
geistiges Eigentum darstellt.

Genehmigen Sie mir, Herr Generaldirektor, die
Versicherung meiner ausgezeichneten Hochach-
tung.

Alois Mock m. p.

(Übersetzung)

WELTORGANISATION FÜR GEISTIGES EIGEN-
TUM
DER GENERALDIREKTOR

Genf, am 28. Mai 1991

Exzellenz,

Ich beehre mich den Empfang Ihres Schreibens
vom 28. Mai 1991 zu bestätigen, der Änderungen in
der Anwendung des am 2. Mai 1972 in Wien
unterzeichneten Vertrages zwischen der Republik
Österreich und der Weltorganisation für geistiges
Eigentum in Genf über die Errichtung eines
Internationalen Patentdokumentationszentrums be-
trifft und wie folgt lautet:

„Ich beehre mich zu bestätigen, daß wir über
folgende Änderungen in der Anwendung des am
2. Mai 1972 in Wien unterzeichneten Vertrages
zwischen der Republik Österreich und der Weltor-
ganisation für geistiges Eigentum in Genf über die
Errichtung eines Internationalen Patentdokumenta-
tionszentrums (in der Folge „der Vertrag aus 1972"
genannt) Einigung erzielt haben:

(1) Die in Art. II und III des Vertrages aus 1972
beschriebenen Dienste werden den nationalen
Zentralbehörden für den gewerblichen Rechts-
schutz jedes Mitgliedstaates der Weltorganisation
für geistiges Eigentum (in der Folge „WIPO"
genannt) durch das Patentamt der Republik
Österreich (in der Folge „Österreichisches Patent-
amt" genannt) anstelle des Internationalen Patent-
dokumentationszentrums (INPADOC) erbracht,
wann immer eine solche nationale Zentralbehörde
nicht in der Lage ist oder nicht wünscht, ein
Vertragsverhältnis betreffend die Erbringung sol-
cher Dienste mit dem Europäischen Patentamt
(EPA) zu schließen.

(2) Die Republik Österreich wird dafür Sorge
tragen, daß die bibliographischen Daten von
Patentdokumenten, die von einer nationalen Zen-
tralbehörde eines Mitgliedstaates der WIPO erstellt
wurden, die solche Daten dem Österreichischen
Patentamt oder dem Europäischen Patentamt
zuleitet, in die Datenbank des Europäischen
Patentamtes aufgenommen werden.
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(3) Die Bedingungen für die Erbringung der
unter Abs. (1) genannten Dienste wird Gegenstand
separater Vereinbarungen zwischen dem Österrei-
chischen Patentamt und der interessierten nationa-
len Zentralbehörde sein, wobei davon ausgegangen
wird, daß solche Bedingungen im wesentlichen den
derzeit zwischen der nationalen Zentralbehörde
und INPADOC bestehenden Bedingungen glei-
chen.

(4) Die in Art. IV des Vertrages aus 1972
beschriebene Unterstützung wird von Seiten der
WIPO dem Österreichischen Patentamt gewährt
werden.

(5) Der Präsident des Österreichischen Patentam-
tes und der Generaldirektor der WIPO oder ihre
Vertreter, werden periodisch zusammentreffen, um
die Anwendung des Vertrages aus 1972 und die
Änderungen in der Anwendung dieses Vertrages
wie durch diesen Brief festgelegt, zu überprüfen.

(6) Die in diesem Brief beschriebenen Vereinba-
rungen treten mit jenem Tag in Kraft, an dem
INPADOC zu existieren aufhört und bleiben in
Kraft bis zu einer Kündigung des Vertrages aus
1972 oder bis zu jenem Zeitpunkt, in dem von den
oben angeführten Absätzen 1 bis 5 abweichende
Bedingungen zwischen dem Österreichischen Pa-
tentamt und der WIPO festgelegt werden.

Sollte die hier dargelegte Vorgangsweise Ihre
Zustimmung finden, beehre ich mich vorzuschlagen,
daß dieses Schreiben und Ihr zustimmendes
Antwortschreiben eine Vereinbarung zwischen der
Republik Österreich und der Weltorganisation für
geistiges Eigentum darstellt."

Ich beehre mich, das Einvernehmen im vorstehen-
den Sinne zu bestätigen und stimme Ihrem
Vorschlag zu, daß Ihr Schreiben und mein
Antwortschreiben eine Vereinbarung zwischen der
Republik Österreich und der Weltorganisation für
geistiges Eigentum darstellen.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, die
Versicherung meiner ausgezeichneten Hochach-
tung.

Arpad Bogsch m. p.

Die Vereinbarungen sind gemäß Punkt 6 des Briefwechsels mit 1. Jänner 1991 in Kraft getreten.

Vranitzky
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